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Aus dem Stand im Krieg

»Renaissance der Berufsverbote«

Einsatzfähigkeit mal wieder erhöht: Luftwaffe stellt neuen Gefechtsstand in Dienst und 
freut sich über erweiterte Führungsmöglichkeiten. Von Kristian Stemmler

Berufsverbote sollen Linke wieder mundtot machen. Betroffene und Forscher diskutierten auf 
Einladung der GEW Berlin

Mit der Vorgabe von Bundes-
verteidigungsminister Boris 
Pistorius (SPD), die Bundes-

wehr müsse im Zeichen der inzwischen 
mit Routine als selbstverständliche Tat-
sache unterstellten Bedrohung durch 
Russland »kriegstüchtig« werden, hat 
es zu tun, dass alle paar Wochen neue 
Kommandobehörden aufgestellt wer-
den. Am Freitag stellten Nils Hilmer, 
Staatssekretär im Verteidigungsminis-
terium, und der Inspekteur der Luftwaf-
fe, Generalleutnant Ingo Gerhartz, im 
niederrheinischen Kalkar-Uedem die 
neue Führungsstelle »Air Component 
Command« (ACC) in Dienst. »Wir sind 
handlungsfähiger und damit am Ende 
auch einsatzbereiter«, führte Gerhartz 
bei der Zeremonie laut dpa aus. Beim 
ACC handelt es sich um einen rund 
um die Uhr besetzten Gefechtsstand, 
in dem verschiedene Kompetenzen zu-
sammengeführt werden. Hilmer sagte, 
das sei ein wichtiger Teil der Struktur-
reform und ein Beitrag zur Abschre-
ckung.

Das Kommando, das bereits Anfang 
des Jahres aus dem »Zentrum Luft-
operationen« hervorgegangen ist, soll 
laut Bekundungen der Bundeswehr die 
»Verteidigungsfähigkeit stärken«. Ope-
rationen der Luftwaffe könnten jetzt 
»ohne Vorlaufzeit« geplant und geführt 
werden. Gerhartz erklärte, das Manöver 
»Air Defender« im Juni 2023 – laut 
Bundeswehr die »größte Luftopera-
tionsübung seit Bestehen der NATO« 
– habe gezeigt, »dass wir erst nach ei-
niger Zeit in der Lage waren, auch die 
Flugzeuge unserer Partner zu führen«. 
Das werde mit dem ACC jetzt geändert. 
»Wir können jetzt auch eine große An-
zahl an Flugzeugen aus dem Stand he-
raus führen. Ein entscheidender Punkt 
für unsere Landes- und Bündnisvertei-
digung«, betonte der oberste Offizier 
der Luftwaffe.

Der neue Gefechtsstand ist nach An-
gaben der Bundeswehr Teil einer grö-

ßeren Umstrukturierung, bei der in der 
Luftwaffe das sogenannte Nutzungsma-
nagement, der Betrieb und die Zulas-
sung von Luftfahrzeugen zusammen-
geführt werden. Der Luftwaffeninspek-
teur erklärte, damit solle eine bestehen-
de »Verantwortungsdiffusion« beendet 
werden. Momentan noch auf mehrere 
Stellen verteilte Zuständigkeiten soll-
ten in eine Hand gegeben werden. Das 
ACC besteht nach Gerhartz’ Worten im 
Kern aus dem ständig aktivierten und 
»kaltstart- sowie aufwuchsfähigen« Ge-
fechtsstand.

Hilmer betonte bei der Indienst-
stellung, die von Gerhartz beschriebe-
nen Schritte seien ein wichtiger Teil 
der Strukturreform der Bundeswehr 
und ein »Beitrag zur Abschreckung«. 
Strukturreform meint den Umbau der 

Bundeswehr zu einer Armee, die nach 
Jahrzehnten des Umbaus zu einer Trup-
pe für überschaubare Auslandsinterven-
tionen nun wieder zu einer in einem 
europäischen Krieg einsetzbaren Trup-
pe umgebaut werden soll.

Die neue Kommandostelle führt 
nach Angaben der Bundeswehr be-
stehende Fähigkeiten zusammen und 
übernimmt dabei NATO-Strukturen, 
um die Zusammenarbeit mit Bündnis-
partnern zu erleichtern. Dazu gehöre 
künftig auch ein Lage- und Führungs-
zentrum, das die territoriale Flugkör-
perabwehr Deutschlands im Dauerbe-
trieb koordiniert und führt. Zuständig 
ist das ACC – wie zuvor schon das 
»Zentrum Luftoperationen« – für die 
Informationen und Analysen, die die 
Luftwaffe aus ihrer Aufklärung ge-

winnt. Außerdem wird dem Verneh-
men nach die Fähigkeit zur Planung 
und Führung von Luftoperationen von 
Spezialkräften integriert.

Die Dienststelle habe innerhalb der 
Luftwaffe bereits »eine zentrale Rolle 
auf der obersten taktischen Ebene ein-
genommen« und werde dies auch in 
Zukunft tun, heißt es in einer Mitteilung 
der Bundeswehr von Anfang Januar. 
Das ACC nutze »die vorhandenen Sy-
nergiepotentiale«, verschlanke Struktu-
ren und erhöhe die »Kaltstartfähigkeit«. 
Wesentlich sei auch »der Schritt hin zu 
einer verbesserten Kompatibilität mit 
den Bündnispartnern«. Ohne lange Vor-
warnzeit sei das frisch etablierte Pla-
nungsteam »unmittelbar handlungsfä-
hig und könne zu jeder Zeit das Führen 
von Luftstreitkräften gewährleisten«.

Gegen halb sieben drängen rund 
100 Anwesende in den Hör-
saal 2094 der Humboldt-Uni-

versität. Die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft Berlin (GEW) hat 
am Donnerstag abend zur Diskussion 
über Berufsverbote geladen. Im Zent-
rum stehen drei Betroffene, die aufgrund 
ihres politischen Engagements ihren Job 
verloren oder gar nicht erst bekommen 
haben. Sie berichten und geben Tips für 
den Notfall.

»Die Aufarbeitung dauert an«, sagte 
Martina Regulin, Vorsitzende der GEW 
Berlin, die den Abend mit Blick auf den 
Radikalenerlass von 1972 eröffnete. 
Dessen Folgen für Westberlin zu unter-
suchen habe der Berliner Senat 2021 auf 
Drängen der Gewerkschaft beschlossen. 
Dies sei aber nur der Anfang, so Regu-
lin gegenüber jW, da nur eine Unter-
suchung, jedoch keine Rehabilitierung 
der Betroffenen beschlossen worden sei. 
Tatsächlich sei absehbar, dass viele Ge-
schädigte niemals Gerechtigkeit erfah-
ren werden, ergänzte später Ewald Lep-
pin, Mitglied der AG Berufsverbote der 
GEW. Statt dessen zögen Berufsverbote 

wieder in die repressive Staatspraxis ein: 
Seien es 2023 noch Disziplinarrechtsver-
schärfungen gewesen, greife man inzwi-
schen auf die niemals ganz abgeschaff-
ten Erlasse der 70er Jahre zurück.

Von einer »Renaissance der Berufs-
verbote« sprach auch Jan-Henrik Fried-
richs, Mitarbeiter des besagten Senats-
projekts. »Im Kern geht es um eine Prog-
nose zukünftigen Verhaltens« auf Basis 
von Mitgliedschaft oder Engagement bei 
Organisationen. Diese müssten selbst 
nicht einmal verboten sein, um Anlass 
zu Zweifeln an der Verfassungstreue zu 
geben. Die Beweislast würde dabei um-
gekehrt – Beschuldigte müssten nämlich 
die Zweifel wieder ausräumen. Selbst 
die sogenannte Regelanfrage beim In-
landsgeheimdienst Verfassungsschutz 
(VS) vor Einstellung eines Bewerbers 
kehre zurück. Letztlich würde der Ex-
ekutive bis hin zur Personalabteilung 
wieder »ungeheure Macht« über die 
Auslegung der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung (FDGO) gegeben, 
womit eine »Gefahr für die Demokratie 
vom Staatsapparat« ausgehe.

Zuletzt traf es Lisa Poettinger, der in 

Bayern Ende Januar das Referendariat 
mit der Begründung verweigert wur-
de, dass sie die Klimafrage als Klas-
senfrage begreife. Vor ihr traf es unter 
anderem Benjamin Ruß, Luca Schäfer 
und Inés Heider, die als Referenten auf 
dem Podium saßen. Sie eint, dass sie als 
Linke Opfer politischer Justiz geworden 
sind.

Hintergrund der neuen Berufsverbo-
te, waren sie sich einig, sei damals der 
Kalte Krieg gewesen, heute die Milita-
risierung der BRD – die »Zeitenwende« 
sei in Betrieb und Gericht angekom-
men. Ruß ergänzte, dass einer kriseln-
den Wirtschaft am Abbau von Profit-
hemmnissen gelegen sei. Dazu zählten 
auch widerspenstige Beschäftigte, die 
für Erzwingungsstreiks oder Betriebs-
ratsgründungen werben. Der Ruf nach 
Demokratisierung der Wirtschaft sei 
verfassungswidrig, habe man in sei-
nem Fall geurteilt. Das Bekenntnis zur 
FDGO im öffentlichen Dienst müsse 
daher gestrichen werden, denn »es öff-
net Repressionen Tür und Tor.« Wie er 
die deutsche Eigentumsordnung finde, 
wurde auch Schäfer vor Gericht gefragt. 

Dem Inlandsgeheimdienst, der »unkon-
trollierbar« und »von Rechtsradikalen 
durchsetzt« sei, dürfe man nicht länger 
einräumen, »Munition für Disziplinar-
maßnahmen« zu liefern. Betroffene soll-
ten auf den Rückhalt aus Belegschaft 
und Gewerkschaft bauen. Heider hätten 
ferner eine Petition und die solidarische 
Prozessbegleitung geholfen. Wie da-
mals sei Öffentlichkeit der beste Schutz, 
meinten alle drei. Überdies müssten 
alle Berufsverbote, auch bei Rechten, 
bekämpft werden. Alles andere schüre 
»Illusionen über den staatlichen Anti-
faschismus«, so Ruß.

»Lasst Luca lehren«, stand auf einer 
Spendenbox, die während der Veran-
staltung durch den Raum gereicht und 
gut gefüllt wurde. Mindestens zwei 
Menschen wurden Mitglied der GEW. 
Rechtsschutz sei nicht alles, hieß es vom 
Podium, aber ohne Rechtsschutz stehe 
man schnell vor dem Nichts. Abschlie-
ßend wurde ein Solidaritätsfoto für Po-
ettinger aufgenommen. Man müsse zei-
gen, dass im Falle eines Berufsverbots 
niemand allein kämpfe. Ihr Fall wird 
nicht der letzte bleiben. Niki Uhlmann

Berlin: Eilantrag gegen 
Sprachverbot
Berlin. Gegen die Einschrän-
kungen einer palästinasolida-
rischen Demonstration, die 
am Sonnabend nachmittag 
in Berlin stattfinden sollte, 
haben die Veranstalter am 
Freitag einen Eilantrag beim 
Berliner Verwaltungsgericht 
eingereicht. Nach jW-Informa-
tionen hat der Veranstalter, der 
die Demonstration unter dem 
Motto »Stoppt die Aggression 
in West Bank! Keine Waffen-
lieferungen an Israel« bereits 
am 23. Januar angemeldet 
hatte, am Freitag den Bescheid 
der Polizei Berlin erhalten, in 
dem die Demonstration verbo-
ten wurde. Eine Kundgebung 
auf dem Wittenbergplatz dürfe 
stattfinden, jedoch sei die ara-
bische Sprache bei Redebeiträ-
gen und dem Skandieren von 
Parolen untersagt. Die Polizei 
hatte angeordnet, dass dieser 
Bescheid sofort vollziehbar ist. 
 (jW)

Rheinmetall 
»digitalisiert« Infanterie
Düsseldorf. Der Rüstungskonzern 
Rheinmetall hat mit der Bundes-
wehr einen milliardenschweren 
Rahmenvertrag für die Digitali-
sierung von Infanteristen abge-
schlossen. Der Vertrag habe ein 
maximales Volumen von 3,1 Mil-
liarden Euro und eine Laufzeit 
bis Ende 2030, teilte Rheinmetall 
in Düsseldorf mit. Geliefert oder 
erneuert werden sollen sogenann-
te Soldatensysteme, die Rheinme-
tall als »Infanterist der Zukunft 
– Erweitertes System« (IDZ-ES) 
bezeichnet. Dabei handelt es sich 
um Ausrüstungen, die etwa einen 
Informationsaustausch einzel-
ner Panzergrenadiere mit einem 
Schützenpanzer ermöglichen. 
 (dpa/jW)

Ein Angehöriger des neuen Air Component Command am Freitag in Kalkar an seinem Arbeitsplatz
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Zitat des Tages

Bundeskanzler Olaf Scholz  
am Freitag bei einer Wahl-

kampfveranstaltung im baden-
württembergischen Ludwigs-

burg

Nutella esse ich,  
seitdem ich zwölf bin, 

nicht mehr.

junge Welt  
verteilen!
jW sucht Unterstützung für  
die Verteilung von Zeitungen zu 
den Ostermärschen und rund  
um den 1. Mai.  
Bestellungen und Informationen 
über das jW-Aktionsbüro:  
0 30/53 63 55-10 sowie unter  
aktionsbuero@jungewelt.de
jungewelt.de/verteilen


